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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 26. Mai 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
233. Sitzung am 26. Mai 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 3. Mai 1961 verabschiedeten 

Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten beim Menschen 
(Bundes-Seuchengesetz) 

— Drucksachen 1888, 2662 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Altmeier 

Vizepräsident 


Bonn, den 26. Mai 1961 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 8. Mai 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Altmeier 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Verhütung 

und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten beim Menschen 
(Bundes-Seuchengesetz) 


1. Zu § 3 

In Absatz 1 Nr. 4 sind die Buchstaben b, c und d 
zu streichen. 

Begründung 

Die Neueinfügung der Begriffe „Staphylo- 
kokkeninfektion, Proteusinfektion, Pyocyaneus- 
dnfektion" :i;st nicht erforderlich. Im allgemeinen 
werden die Stuhlproben auf Salmonellen und 
Shigellen untersucht. Kommt es doch durch zu- 
sätzliche Untersuchungen der Mediziinalunter- 
suchungsanstalten zu einer der genannten 
Diagnosen, so list die Meldepflicht ohnehin 
durch Nr. 4 Buchstabe e gegeben. 

2. Zu § 6 

Absatz 4 Satz 3 ist am Schluß wie folgt zu er- 
gänzen: 

„ , in Krankenhäusern ohne leitenden Arzt den 
behandelnden Arzt." 

Begründung 

In den Belegkrankenhäusern (ist nicht immer ein 
leitender Arzt bestellt. Die Meldepflicht muß 
aber auch in Belegkrankenhäuisem siche rgest eilt 
seiin. 

3. Zu § 7 

In Absatz 1 ist der Relativsatz durch die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates" zu ersetzen. 

Begründung 

Es besteht keine Veranlassung, auf die Zustim- 
mung des Bundesrates zu verzichten, zumal Eil- 
fälle durch die nach Absatz 2 mögliche Regelung 
erfaßt werden. Bei einer etwaigen Ausdehnung 
der Meldepflicht nach Absatz 1 können die Län- 
der im Bundesrat ihre Erfahrungen nutzbar 
machen. (Vgl. die Stellungnahme de i s Bundes- 
rates im ersten Durchgang — BT-Druckisache 
1888, Anlage 2 Nr. 6 Buchstabe a.) 

4. Zu § 15 

a) In Absatz 1 Satz 1 ist der Relativansatz 
durch die Worte „mit Zustimmung des Bun- 
desrates" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 7 Abs. 1 und die Stellung- 


nahme des Bundesrates im ersten Durch- 
gang — BT-Druckisache 1888, Anlage 2 Nr. 14 
Buchstabe a. 

b) In Absatz 1 sind die Worte „Pocken, Cholera 
und Diphtherie" durch die Worte „übertrag- 
bare Krankheiten" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Beschränkung auf Pflidxtimpfuingen ge- 
gen Pocken, Cholera und Diphtherie genügt 
nicht den praktischen Erfordernissen einer 
sinnvollen Seuchenbekämpfung, insbeson- 
dere beim Auftreten örtlicher Seuchenherde. 
Hierbei bleibt auch die zukünftige Entwick- 
lung auf dem Gebiete der Schutzimpfungen 
außer acht. Ebenso muß grundsätzlich mit 
der Möglichkeit der Änderung der Verlaufs- 
formen einzelner Seuchen gerechnet werden, 
die die allgemein-verbindliche Durchführung 
von Schutzimpfungen notwendig erscheinen 
läßt. Es wird deshalb für notwendig gehal- 
ten, die Anordnung von Schutzimpfungen für 
alle übertragbaren Krankheiten grundsätz- 
lich offenzuhalten, wobei die Zustimmung 
des Bundesrates zu einer solchen Maßnahme 
die erforderliche parlamentarische Sicherung 
bietet. 

5. Zu § 20 

In Nt. 4 ist nach dem Wort „Veteiriinärämter" 
das Wort „ , Tiergesundheitsämter" einzufügen. 

Begründung 

In einigen Bundesländern gibt es neben den 
Veteninärämtern auch zusätzlich noch Tier- 
gesundheitsämter, die mit Krankheitserregern 
arbeiten. 

6. Zu § 31 

In Absatz 2 Nr. 1 sind die Worte „Enteritis in- 
fectiosa (Salmonellose)," zu streichen. 

Begründung 

Bei dem häufigen epidemieartigen Auftreten 
einer Salmonellose sind die Ärzte des Gesund- 
heitsamtes nicht in der Lage, in jedem Einzelfall 
persönliche Ermittlungen durchzuführen. (Vgl. 
auch die Stellungnahme des Bundesrates im 
ersten Durchgang zu § 30 Abs. 2 Nr. 1 — BT- 
Drucksache 1888, Anlage 2 Nr. 23 Buchstabe b.) 
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7. Zu § 34 

a) In Absatz 1 Satz 1 ist der zweite Halbsatz 
wie folgt zu fassen: 

„können Maßnahmen nach den Vorschriften 
der §§36 bis 42 (Schutzmaßnahmen) getrof- 
fen werden." 

b) Absatz 2 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(2) Wenn die von Maßnahmen nach Ab- 
satz 1 betroffenen Personen . . . 

Begründung zu a) und b) 

Gebotene redaktionelle Anpassung an die Neu- 
fassung des § 42 durch den Deutschen Bundes- 
tag. 

8 Zu § 37 

In Absatz 1 sind die Sätze 2 und 3 wie folgt zu 
fassen: 

„Sonstige Kranke oder Krankheitsverdächtige 
sowie Ansteckungsverdächtige können in 
einem Krankenhaus oder sonst abgesondert 
werden. Ausscheider, die den Anordnungen 
der zutändigen Behörde nicht Folge leisten 
und dadurch ihre Umgebung gefährden, müs- 
sen abgesondert werden." 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Änderungen in Absatz 1 dienen der Verein- 
fachung der Absonderungsmaßnahmen. Absatz 2 
erscheint danach entbehrlich. (Vgl. auch die 
Stellungnahme des Bundesrates im ersten 
Durchgang zu § 36 Abs. 1 und 2 — BT-Druck- 
sache 1888, Anlage 2 Nr. 27 Buchstaben a bis d.) 

9. Zu § 47 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Lehrer, Schulbedienstete und zur 
Vorbereitung auf den Beruf des Lehrers in 
Schulen tätige Personen haben vor Auf- 
nahme ihrer Tätigkeit und jährlich einmal 
der zuständigen Behörde durch Vorlage 
eines Zeugnisses des Gesundheitsamtes nach- 
zuweisen, daß bei ihnen eine ansteckungs- 
fähige Tuberkulose der Atmungsorgane 
nicht vorliegt. Das Zeugnis muß sich auf 
eine Röntgenaufnahme der Atmungsoirgane 
stützen." 

Begründung 

Nach gesicherter ärztlicher Erfahrung ist das 
Vorliegen einer Tuberkulose der Atmungs- 
organe ohne eine entsprechende Röntgen- 
untersuchung nicht auszuschließen. Die mit 
einer einmal jährlich durchgeführten Rönt- 
genaufnahme verbundene Strahlenbelastung 
stellt keine gesundheitliche Gefährdung für 
den Untersuchten dar. Das ergibt sich aus 
den gutachtlichen Äußerungen namhafter 
ärztlicher Wisenschaftler. Auch werden durch 
diese jährlichen Röntgenuntersuchungen die 


von der Euratom festgesetzten höchstzulässi- 
gen Dosen bei weitem nicht erreicht. 

b) Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Bei Wiederholungsuntersuchungen kann 
der Nachweis nach Absatz 1 auch durch das 
Zeugnis eines sonstigen Arztes geführt wer- 
den." 

Begründung 

Die Erstuntersuchung ist von so entscheiden- 
der Bedeutung, daß auf das Zeugnis des Ge- 
sundheitsamtes nicht verzichtet werden kann. 
Sie ist ohnehin in der Regel mit den beam- 
tenrech tliichein Einstellungsuntersuchungen 
verbunden. 

10. Zu § 49 

Absatz 1 ist durch folgenden Satz zu ergänzen: 
„Das gleiche gilt für Personen, die als Am 
steckungsverdächtige abgesondert wurden oder 
werden." 

Begründung 

Die Ergänzung erscheint geboten zur Klarstel- 
lung, daß auch als Ansteckungsverdächtige ab- 
gesonderte Personen für Vcrdienstausfall zu 
entschädigen sind. 

11. Zu § 50 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Mit Recht werden in § 50 Abs. 1 die Ausscheider 
den körperlich Behinderten im Sinne des § 39 
Abs. 3 AVAVG gleichgestellt und ihnen die 
entsprechenden Arbeits- und Berufsförderungs- 
leistungen der Bundesanstalt zugebilligt. Ein 
Grund aber, weshalb in diesem Falle der kör- 
perlichen Behinderung die der Bundesanstalt 
durch ihre Maßnahmen entstehenden Kosten 
den Ländern aufgebürdet werden sollen, ist 
nicht ersichtlich. Die Bundesanstalt muß auch 
dann ein Interesse an der Förderung der Arbeits- 
aufnahme haben, wenn sie wegen der Leistung 
der Länder von der Zahlung eines Arbeitslosen- 
geldes entbunden ist. Hat die Bundesanstalt ein 
solches Interesse nicht, so müssen die Länder 
diese Verwaltungsaufgabe selbst durchführen, 
da die Ausführung von Verwaltungsaufgaben 
der Länder durch Bundesorgane im Grundgesetz 
nicht vorgesehen ist. (Vgl. auch die Stellung- 
nahme des Bundesrates im ersten Durchgang zu 
§ 49 — BT-Drucksache 1888, Anlage 2 Nr. 37.) 

12. Zu § 51 

In Absatz 1 ist der letzte mit „soweit" begin- 
nende Halbsatz zu streichen und folgender Satz 
anzufügen: 

„Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften be- 
ruhender Anspruch auf Ersatz des in Absatz 1 
genannten Schadens geht insoweit auf das zur 
Gewährung der Entschädigung verpflichtete 
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Land über, als dieses dem Entschädigungs- 
herechtigten nach diesem Gesetz Leistungen zu 
gewähren hat." 

Begründung 

Es bestehen Bedenken dagegen, daß in Abwei- 
chung von derzeitigen landesrechtlichen Rege- 
lungen die Entschädigungspfldcht des Staates da- 
von abhängig (ist, daß der Geschädiigte nicht auf 
andere Weise Ersatz zu erlangen vermag. Diese 
Regelung würde in vielen Fällen dazu führen, 
daß bei der Feststellung der Entschädigungs- 
pflicht zunächst von Amts wegen geprüft wer- 
den muß, ob nicht ein Verschulden des Arztes 
oder einer anderen Person Vorgelegen hat. Bis 
diese, unter Umständen sehr schwierige und 
zeitraubende — negative — Feststellung ge- 
troffen ist, können Ersatzansprüche des Geschä- 
digten nicht befriedigt werden. Sozialpolitisch 
erscheint es dagegen richtiger, die Entschädi- 
gungspflicht des Staates unabhängig von der 
Existenz anderer Ansprüche zu begründen und 
— wie in § 48 Abs. 6 für die Verdienstausfall- 
entschädigung vorgesehen — den Übergang 
anderweitiger Ansprüche auf das zur Entschädi- 
gung verpflichtete Land zu bestimmen. (Vgl. 
auch die Stellungnahme des Bundesrates im 
ersten Durchgang zu § 50 Abs. 1 — BT-Druck- 
sache 1888, Anlage 2 Nr. 38.) 

13. Zu § 52 

In § 52 ist ein neuer Absatz 3 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„(3) Die Leistungen nach den Absätzen 1 
und 2 werden nach Maßgabe der §§53 und 54 
bis zur Höhe der entsprechenden Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes gewährt." 

Begründung 

Für die Festlegung der Leistungen der Höhe 
nach besteht ein praktisches Bedürfnis, um un- 
nötige Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden. Eine 
dem BVG entsprechende Regelung erscheint 
zweckmäßig. Sie hat sich im übrigen in einigen 
Ländern schon seit mehreren Jahren bewährt. 
Auch der Bundesgerichtshof hat in dem Urteil 
vom 15. Dezember 1958 — III ZR 232/57 — die 
Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
bei Impfschäden als angemessen erklärt. (Vgl. 
auch die Stellungnahme des Bundeisrates im 
ersten Durchgang zu § 51 - — BT-Drucksache 
1888, Anlage 2 Nr. 40.) 

14. Zu § 58 

Vor Nr. 1 ist eine Nr. 01 mit folgendem Wort- 
laut einzufügen: 

„01. für die Vernichtung oder Beschädigung 
von Gegenständen, bei denen feststeht, 
daß sie im Zeitpunkt der Vernichtung oder 
Beschädigung mit Erregern meldepflichti- 
ger übertragbarer Krankheiten behaftet 
waren,". 


Begründung 

Es besteht keine Veranlassung, für Gegen- 
stände, die sich erwiesenermaßen in einem poli- 
zeiwidrigen Zustand befinden, eine Entschädi- 
gung zu leisten. (Vgl. auch die Stellungnahme 
des Bundesrates im ersten Durchgang zu § 57 — 
BT-Drucksache 1888, Anlage 2 Nr. 45.) 

15. Zu § 59 

In Satz 1 sind die Worte „und zum Koisten- 
ersatz nach § 50 Abs. 2" zu streichen. 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlages zu § 50 Abs. 2. 
(Vgl. auch die Stellungnahme des Bundesrates 
im ersten Durchgang zu § 58 — BT-Drucksache 
1888, Anlage 2 Nr. 46.) 


16. Zu § 69 

Absatz 1 Nr. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„5. eine Person entgegen § 18 Abs. 1 einstellt, 
ohne daß ihm das erforderliche Zeugnis 
vorliegt, oder entgegen § 18 Abs. 2 Satz 2 
weiterbeschäftigt, oder als Unternehmer 
entgegen § 18 Abs. 5 eine Tätigkeit aus- 
übt,". 

Begründung 

Notwendige Berichtigung dm Hinblick auf die 
Änderungen des § 18 durch den Deutschen Bun- 
destag. 

17. Zu § 77 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Welche Stellen Gesundheitsämter und 
zuständige Behörden im Sinne dieses Gesetzes 
sind, bestimmt, soweit eine landesrechtliche 
Regelung nicht besteht, die Landesregierung." 

Begründung 

Das Gesetz sieht an zahlreichen Stellen die Ein- 
schaltung der Gesundheitsämter vor. Unter 
„Gesundheitsämtern" werden dabei die gemäß 
§ 1 des Gesetzes über die Vereinheitlichung des 
Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 (RGBl. I 
S. 531, 794) einzurichtenden Gesundheitsämter 
verstanden. 

Dieses Gesetz dst ein reines Organiisationsgesetz 
im Bereich der Landesverwaltung und deshalb 
Landesrecht geworden. Die Disposdtionsbefugnis 
der Länder über das Vereinheitlichungsgesetz 
darf durch die bundesgesetzliche Einschaltung 
der Gesundheitsämter nicht beeinträchtigt wer- 
den. 

(Vgl. auch die Stellungnahme des Bundesrates 
im ersten Durchgang zu § 76 — BT-Drucksache 
1888, Anlage 2 Nr. 53.) 
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18. Zu §§ 78 und 81 

a) In § 78 ist folgender Absatz 6 anzufügen: 

„(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht im 
Land Berlin." 

b) Dem § 81 ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin." 

Begründung zu a) und b) 

Die Bestimmungen können nicht in Berlin ange- 
wendet werden, weil die Wehrgesetze des Bun- 
des in Berlin nicht gelten. 

19. Zu § 79 

§ 79 ist zu streichen. 

Begründung 

Gegen die Vorschrift bestehen verfassungs- 
rechtliche Bedenken. Artikel 87 Abs. 1 GG 


kommt als Rechtsgrundlage nicht in Betracht, 
weil zur Bundeseisenbahnverwaltung nur die 
Verwaltung der Deutschen Bundesbahn als Ver- 
kehrsträger und die Wahrnehmung der staat- 
lichen Hoheitsrechte gehört, die sich auf das 
Eisenbahnwesen beziehen. Auch Artikel 87 
Abs. 3 Satz 2 GG scheidet als Rechtsgrundlage 
aus, da es sich bei den in § 79 Abs. 1 bezeich- 
neten Aufgaben nicht um „neue Aufgaben" im 
Sinne dieser Verfassungsvorschrift handelt. 


20. Zu § 85 

Das erste Zitat der in Absatz 1 aufgeführten 
niedersächsischen Verordnungen vom 1. Okto- 
ber 1946 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Verordnung -ist zweimal zitiert. 
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